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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Integration der Sonderzahlungen und zur Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung 2008 und zur Änderung
weiterer Rechtsvorschriften (BVAnpG 2008)

A .  Z i e l s e t z u n g

Die Landesregierung hat sich im November 2006 mit dem Beamtenbund Baden-
Württemberg und dem Deutschen Gewerkschaftsbund – Bezirk Baden-Württem-
berg – darauf verständigt, die Sonderzahlungen zu kürzen und die gekürzten Be-
träge zum 1. Januar 2008 in die Dienst- und Anwärterbezüge zu integrieren sowie
die Besoldung und Versorgung im Jahr 2008 linear anzupassen. Die Kürzung der
Sonderzahlungen wurde bereits im Haushaltsstrukturgesetz 2007 realisiert. Mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf erfolgt die Integration der verbliebenen Sonder-
zahlungen in die Besoldung und Versorgung sowie die Anpassung der Besoldung
und Versorgung im Jahr 2008.

Der Landesgesetzgeber hat nach der Föderalismusreform die Gesetzgebungskom-
petenz für die Besoldung und Versorgung.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

1. Integration der Sonderzahlungen nach dem Landessonderzahlungsgesetz in
Höhe von 4,17 % der monatlichen Bezüge zum 1. Januar 2008 in die Dienst-
und Anwärterbezüge. Durch einen Faktor wird sichergestellt, dass die Sonder-
zahlungen nur in Höhe von 2,5 % Bestandteil der Versorgungsbezüge werden.
In diesem Prozentsatz ist ein Beitrag für Pflegeleistungen in Höhe von 0,75 %
mindernd berücksichtigt.

2. Anpassung der Besoldung um

– 1,5 % ab 1. Januar 2008 für alle Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und
Richter,
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– 1,4 % ab 1. August 2008 für die Beamtinnen und Beamten in den Besol-
dungsgruppen A 2 bis A 9 sowie die Anwärterinnen und Anwärter,

– 1,4 % ab 1. November 2008 für die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und
Richter in den übrigen Besoldungsgruppen.

Entsprechend der Besoldung wird auch die Versorgung angepasst.

Diese Regelungen gelten im Bereich des Landes, der Gemeinden, der Gemeinde-
verbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.

Die lineare Erhöhung der Besoldung und Versorgung von insgesamt 2,9 % im
Jahr 2008 entspricht hinsichtlich des Umfangs den tarifvertraglich vereinbarten
Erhöhungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen bringen für das Land Personal-
mehrkosten im Jahr 2008 von 174 Mio. Euro. Die Mehrkosten sind für 2008
durch den Haushaltsansatz gedeckt und in den folgenden Jahren in der Mittelfris -
tigen Finanzplanung berücksichtigt.

Die Mehrkosten bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts betragen rd. 27 Mio. Eu-
ro im Jahr 2008.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium Stuttgart, den 24. Juli 2007
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Abs. 1 der Landesverfassung
den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf des Gesetzes zur Integration
der Sonderzahlungen und zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2008
(BVAnpG 2008) mit Begründung, Vorblatt und Zusammenfassung der Ergebnis-
se der Verbandsanhörung. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizu-
führen. Federführend ist das Finanzministerium.

Mit freundlichen Grüßen

Oettinger
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zur Integration 
der Sonderzahlungen und zur

Anpassung der Besoldung und Ver -
sorgung 2008 und zur Änderung 

weiterer Rechtsvorschriften
(BVAnpG 2008)

Artikel 1

Gesetz zur Integration der Sonderzahlungen und zur 
Anpassung der Besoldung und Versorgung 2008

1. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-
meinden, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts;
ausgenommen sind die Ehrenbeamtinnen und Ehren-
beamten und die Beamtinnen und Beamten auf Wider-
ruf, die nebenbei verwendet werden,

2. die Richterinnen und Richter des Landes; ausgenom-
men sind die ehrenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter,

3. die Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezü-
gen des Landes, Dienstanfängerinnen und Dienstan-
fänger und Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferen-
dare. 

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfängerinnen und
Empfänger von Versorgungsbezügen aus dem in Absatz 1
genannten Personenkreis.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2

Regelungsinhalt

Dieses Gesetz regelt die Integration der Sonderzahlungen
nach dem Landessonderzahlungsgesetz vom 29. Oktober
2003 (GBl. S. 693), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
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Gesetzes vom 12. Februar 2007 (GBl. S. 105), in die zur
Besoldung gehörenden Dienst- und Anwärterbezüge so-
wie die Anpassungen der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge im Jahre 2008.

2. Abschnitt

Integration der Sonderzahlungen und Anpassung 
der Bezüge zum 1. Januar 2008

§ 3

Integration der Sonderzahlungen

(1) Durch die Integration der Sonderzahlungen in die
Besoldung erhöhen sich ab 1. Januar 2008

1. um 4,17 Prozent die am 31. Dezember 2007 maßgeb-
lichen

a) Grundgehaltssätze,

b) Anwärtergrundbeträge, 

c) Amts- und Stellenzulagen,

d) Leistungsbezüge in Ämtern der Besoldungsgrup-
pen W 2 und W 3, soweit diese nicht als Einmal-
zahlungen gewährt werden, 

e) Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) in fortgeltenden
Be soldungsordnungen und Besoldungsgruppen der
Hochschullehrer,

f) Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Son-
dergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgelten-
den Besoldungsordnungen der Hochschullehrer, 

g) sonstigen Zulagen und Vergütungen nach Maßgabe
der §§ 5 und 6,

h) Ausgleichs- und Überleitungszulagen, soweit sie
sich nicht nach den in den vorstehenden Buchsta-
ben genannten erhöhten Bezügen bemessen.

2. um 7,19 Prozent der am 31. Dezember 2007 maßgeb-
liche Familienzuschlag. Der Familienzuschlag erhöht
sich zusätzlich für jedes zu berücksichtigende Kind
um 2,13 Euro.

(2) Die nach Absatz 1 Nr. 1 erhöhten, der Berechnung
der Versorgungsbezüge zugrunde liegenden ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge werden um den Faktor 0,984 an-
gepasst.

(3) Absatz 2 gilt weder für die Empfängerinnen und Emp-
fänger von Übergangsgeld nach §§ 47 und 47 a des Be -
amtenversorgungsgesetzes in der Fassung vom 16. März
1999 (BGBl. I S. 323) noch für die Empfängerinnen und
Empfänger eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis
oder Disziplinarentscheidung, welcher sich in einem
Vomhundertsatz der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
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stimmt. In den in Satz 1 genannten Fällen werden die der
Berechnung zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienst -
bezüge um den Faktor 0,96 angepasst. 

(4) Die sich nach den Absätzen 1 bis 3 jeweils ergeben-
den Bruchteile eines Cents unter 0,5 sind abzurunden
und Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden.

(5) Die Integration der Sonderzahlungen gilt im Hinblick
auf Ausgleichs- und Überleitungszulagen nicht als Er-
höhung der Dienstbezüge und auch nicht als Anpassung
im Sinne von § 57 Abs. 2 und § 69 e Abs. 3 des Beamten-
versorgungsgesetzes sowie von Artikel 2 § 2 des 2. Haus-
haltsstrukturgesetzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I 
S. 1523) jeweils in der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes geltenden Fassung.

§ 4

Anpassung der Besoldung

(1) Ab 1. Januar 2008 werden um 1,5 Prozent erhöht

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungs-
beträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5,

3. die Amtszulagen, auch soweit sie landesrechtlich ge-
regelt sind, sowie die allgemeine Stellenzulage nach
Nummer 27 der Vorbemerkungen der Anlage I zum
Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 6. Au-
gust 2002 (BGBl. I S. 3022), 

4. die Anwärtergrundbeträge,

5. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) in fortgelten-
den Besoldungsordnungen und Besoldungsgruppen
der Hochschullehrer,

6. die Leistungsbezüge, die nach § 11 Abs. 1 oder 4 des
Landesbesoldungsgesetzes an den regelmäßigen Be-
soldungsanpassungen teilnehmen, 

7. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Sonder-
grundgehälter und Zuschüsse nach fortgeltenden Be-
soldungsordnungen der Hochschullehrer,

8. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum
Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und die all-
gemeine Stellenzulage nach Nummer 2 b der Vorbe-
merkungen der Anlage II zum Bundesbesoldungsge-
setz in der Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I
S. 3435),

9. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwands -
entschädigungen und anderen Bezüge nach Artikel 14
§ 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I
S. 322),

10. die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder
Regelungen über künftig wegfallende Ämter.
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(2) Ab 1. Januar 2008 werden um 2,9 Prozent erhöht

1. die Beträge nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 und § 17 der Er-
schwerniszulagenverordnung in der Fassung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3498), zuletzt geändert
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. September
2003 (BGBl. I S. 1798) und 

2. die Beträge nach § 4 der Verordnung über die Ge-
währung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der
Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3495),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
10. September 2003 (BGBl. I S. 1798).

(3) Bei der Berechnung nach den Absätzen 1 und 2 sind
die sich ergebenden Bruchteile eines Cents entsprechend
§ 3 Abs. 4 zu runden.

(4) Basis für die Erhöhung nach Absatz 1 sind die nach
der Integration der Sonderzahlungen nach § 3 sich erge-
benden Beträge.

(5) Für die Verminderung der am 1. Januar 2008 vorhan-
denen aufzehrbaren Ausgleichs- und Überleitungszu-
lagen gilt als Erhöhung der Dienstbezüge der Saldo nach
der Integration der Sonderzahlungen und der linearen
Anpassung zum 1. Januar 2008.

§ 5

Maßgebliche Beträge ab 1. Januar 2008 

(1) Die Anlagen 1a bis 1g dieses Gesetzes ersetzen die
Anlagen IV, V und VIII zum Bundesbesoldungsgesetz in
der Fassung der Anhänge 27, 28 und 38 zu Artikel 3 Nr. 2
des Gesetzes vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798).

(2) Anstelle der Beträge der Amtszulagen, Stellenzula-
gen, Zulagen und Vergütungen nach Anlage IX zum
Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung des Anhangs 39
zu Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes vom 10. September 2003
(BGBl. I S. 1798) treten die in Anlage 1 h dieses Geset-
zes genannten Beträge. 

(3) Die Anlage II zum Landesbesoldungsgesetz in der
Fassung vom 12. Dezember 1999 (GBl. 2000 S. 2), zu-
letzt geändert durch ..., erhält die in der Anlage 1 i dieses
Gesetzes enthaltene Fassung.

(4) Die in § 4 Abs. 1 Nr. 1 und § 17 der Erschwerniszu-
lagenverordnung in der Fassung vom 3. Dezember 1998
(BGBl. I S. 3497), zuletzt geändert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798), ge-
nannten Beträge werden durch folgende Beträge ersetzt:

1. Der Betrag nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 von „2,72 Euro“
durch den Betrag „2,80 Euro“ und

2. der Betrag nach § 17 von „1,29 Euro“ durch den Be-
trag „1,33 Euro“.

(5) Die in § 4 der Verordnung über die Gewährung von
Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der Fassung vom 
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3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. September 2003
(BGBl. I S. 1798), genannten Beträge werden durch fol-
gende Beträge ersetzt: 

1. Die Beträge nach § 4 Abs. 1 wie folgt:

a) der Betrag „9,96 Euro“ durch den Betrag „10,25
Euro“,

b) der Betrag „11,77 Euro“ durch den Betrag „12,11
Euro“,

c) der Betrag „16,15 Euro“ durch den Betrag „16,62
Euro“ und

d) der Betrag „22,27 Euro“ durch den Betrag „22,92
Euro“;

2. Die Beträge nach § 4 Abs. 3 wie folgt:

a) in Nummer 1 der Betrag „15,03 Euro“ durch den
Betrag „15,47 Euro“,

b) in Nummer 2 der Betrag „18,62 Euro“ durch den
Betrag „19,16 Euro“,

c) in Nummer 3 der Betrag „22,11 Euro“ durch den
Betrag „22,75 Euro“ und

d) in Nummern 4 und 5 die Beträge „25,83 Euro“ je-
weils durch die Beträge „26,58 Euro“.

(6) Die in § 1 Abs. 1 der Hochschulleitungs-Stellenzula-
genverordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1527)
genannten Beträge werden durch folgende Beträge er-
setzt:

1. Die Beträge nach § 1 Abs. 1 Nummer 1 und 4 von
„225,00 DM“ und „450,00 DM“ durch die Beträge
„119,84 Euro“ und „239,67 Euro“,

2. die Beträge nach § 1 Abs. 1 Nummer 2 und 5 von
„125,00 DM“ und „300,00 DM“ durch die Beträge
„66,58 Euro“ und „159,79 Euro“,

3. die Beträge nach § 1 Abs. 1 Nummer 3 und 6 von „bis
zu 125,00 DM“ und „bis zu 250,00 DM“ durch die Be-
träge „bis zu 66,58 Euro“ und „bis zu 133,15 Euro“,

4. die Beträge nach § 1 Abs. 1 in Nummer 7 von „125,00
DM“ durch die Beträge „66,58 Euro“,

5. die Beträge nach § 1 Abs. 1 Nummer 8 von „125,00
DM“ durch die Beträge „66,58 Euro“ und die Beträge
„bis zu 350,00 DM“ durch die Beträge „bis zu 186,41
Euro“,

6. die Beträge nach § 1 Abs. 1 Nummer 9 und 10 von
„bis zu 125,00 DM“ durch die Beträge „bis zu 66,58
Euro“.

(7) Die Anlage zu § 1 der Lehrkräftezulagenverordnung
vom 24. April 1995 (GBl. S. 328), angefügt durch Ver-
ordnung vom 28. Juni 2005 (GBl. S. 453), wird wie folgt
geändert:
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1. In den Nummern 2, 5.1 und 7.1 wird jeweils der Betrag
„37,26 Euro“ durch den Betrag „38,81 Euro“ ersetzt.

2. In den Nummern 1, 3, 4.1, 4.2, 5.2, 6 und 7.2 wird je-
weils der Betrag „76,69 Euro“ durch den Betrag
„79,89 Euro“ ersetzt.

(8) § 2 Abs. 1 der Theaterbetriebszulagenverordnung vom
31. Januar 1978 (GBl. S. 107) wird wie folgt geändert:

Die Beträge „90 DM“, „115 DM“, „130 DM“ und „150
DM“ werden durch die Beträge „47,94 Euro“, „61,25 Eu-
ro“, „69,24 Euro“ und „79,89 Euro“ ersetzt.

§ 6

Erhöhungsbeträge zur 
Vollstreckungsvergütungsverordnung

Bei Gerichtsvollziehern, deren Vergütung nach § 12 der
Vollstreckungsvergütungsverordnung in der Fassung
vom 6. Januar 2003 (BGBl. I S. 9) teilweise zu den ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen gehört, erhöht sich die
Vergütung in Besoldungsgruppe A 8 um 7,80 Euro, in
Besoldungsgruppe A 9 um 8,57 Euro und in Besoldungs-
gruppe A 9 mit Amtszulage um 9,54 Euro monatlich.

§ 7

Anpassung der Versorgung

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger gilt die Erhöhung nach § 4 Abs. 1 für die dort
angeführten Bezügebestandteile entsprechend, sofern
diese Grundlage der Versorgung sind. 

(2) Die Erhöhung gilt weiterhin entsprechend für

1. andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist,

2. Grundvergütungen,

3. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt
sind,

4. den Betrag nach Artikel 13 § 2 Abs. 4 des Fünften Ge-
setzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschrif-
ten vom 28. Mai 1990 (BGBI. l S. 967).

(3) Die Erhöhung der Bezüge nach den Absätzen 1 und 2
gilt als vierte Anpassung im Sinne von § 69 e Abs. 3 
des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung von Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I
S. 3926), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3390).

(4) § 3 Abs. 2 und 3 finden bei den Erhöhungen nach Ab-
satz 1 und 2 Nr. 1 und 2 entsprechende Anwendung.

(5) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend.
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(6) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-
halt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 oder ein Grund-
gehalt nach Zwischenbesoldungsgruppen zugrunde liegt,
vermindert sich das Grundgehalt ab 1. Januar 2008 um
48,43 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 27 Abs. 1
Buchst. a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und
B bei Eintritt in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen
hat.

3. Abschnitt

Weitere Anpassung der Bezüge im Jahr 2008

§ 8

Weitere Anpassung der Besoldung

(1) Um 1,4 Prozent werden die in § 4 Abs. 1 genannten
Beträge erhöht. Die Erhöhung erfolgt für die Besol-
dungsgruppen A 2 bis A 9 und die Anwärter zum 1. Au-
gust 2008, für die übrigen Besoldungsgruppen zum 
1. November 2008.

(2) Bei der Berechnung nach Absatz 1 sind die sich erge-
benden Bruchteile eines Cents entsprechend § 3 Abs. 4
zu runden.

(3) Basis für die Erhöhung nach Absatz 1 sind die ab 
1. Januar 2008 maßgeblichen Beträge.

§ 9

Maßgebliche Beträge nach der weiteren 
Anpassung der Besoldung 

(1) Die Anlagen 2 a bis 2 g dieses Gesetzes ersetzen ab
dem nach § 8 Abs. 1 Satz 2 jeweils maßgeblichen Zeit-
punkt die Anlagen 1 a bis 1 g dieses Gesetzes. 

(2) Anstelle der Beträge der Amtszulagen, Stellenzula-
gen, Zulagen und Vergütungen nach Anlage 1 h dieses
Gesetzes treten ab dem nach § 8 Abs. 1 Satz 2 jeweils
maßgeblichen Zeitpunkt die in Anlage 2 h dieses Geset-
zes genannten Beträge. 

(3) Die Anlage II zum Landesbesoldungsgesetz vom 
12. Dezember 1999 (GBl. 2000 S. 2), zuletzt geändert
durch § 5 Abs. 3 dieses Gesetzes, erhält ab dem nach § 8
Abs. 1 Satz 2 jeweils maßgeblichen Zeitpunkt die in An-
lage 2 i dieses Gesetzes enthaltene Fassung.

§ 10

Weitere Anpassung der Versorgung

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger gilt die Erhöhung nach § 8 Abs. 1 für die in 
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§ 4 Abs. 1 angeführten Bezügebestandteile entsprechend,
sofern diese Grundlage der Versorgung sind. 

(2) Die Erhöhung gilt weiterhin entsprechend für

1. andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist,

2. Grundvergütungen,

3. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt
sind,

4. den Betrag nach Artikel 13 § 2 Abs. 4 des Fünften Ge-
setzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschrif-
ten vom 28. Mai 1990 (BGBI. l S. 967).

(3) Die Erhöhung der Bezüge nach den Absätzen 1 und 2
gilt als fünfte Anpassung im Sinne von § 69e Abs. 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung von Artikel 1
des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S.3926),
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember
2004 (BGBl. I S.3390).

(4) § 3 Abs. 2 und 3 finden bei den Erhöhungen nach Ab-
satz 1 und 2 Nr. 1 und 2 entsprechende Anwendung.

(5) § 8 Abs. 2 gilt entsprechend.

(6) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt
der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 oder ein Grundgehalt
nach Zwischenbesoldungsgruppen zugrunde liegt, ver-
mindert sich das Grundgehalt ab 1. August 2008 um 49,11
Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die
Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 27 Abs. 1 Buchst. a
oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B bei Ein-
tritt in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat.

Artikel 2

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 12. De-
zember 1999 (GBl. 2000 S. 2), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 § 9 Abs. 3 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt:

„§ 3 a

Besondere Eingangsbesoldung

(1) Bei Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und
Richtern, für die nach dem 31. Dezember 2004 An-
spruch auf Dienstbezüge aus einem Eingangsamt der
Besoldungsgruppe A 12 und höher, der Besoldungs-
gruppe R 1 oder aus einem Amt der Besoldungs -
gruppe W 1 entsteht, sind für die Dauer von drei Jah-
ren nach Entstehen des Anspruchs die jeweiligen
Grundgehälter und Amtszulagen um 4,0 vom Hun-
dert abzusenken.
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(2) Absatz 1 gilt nicht für Beamtinnen, Beamte, Rich-
terinnen und Richter,

a) denen spätestens am 31. Dezember 2004 im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes Dienstbezüge zuge-
standen haben oder

b) die aus einem vor dem 1. Januar 2005 begründeten
Angestelltenverhältnis zu einem Dienstherrn nach
§ 1 Abs. 1 nach dem 31. Dezember 2004 in das Be-
amtenverhältnis wechseln oder

c) denen bis zur Entstehung des Anspruchs auf
Dienstbezüge nach Absatz 1 Dienstbezüge aus 
einem anderen Amt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes zugestanden haben.

(3) Die Zeit, in der in einem anderen Amt oder bei 
einem anderen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses
Gesetzes auf Grund von § 1 a des Landessonderzah-
lungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2007 gel-
tenden Fassung keine Sonderzahlungen zustanden, ist
auf den Zeitraum von drei Jahren nach Absatz 1 anzu-
rechnen. Entsprechendes gilt für Zeiten, in denen in
sinngemäßer Anwendung von § 1 a Abs. 1 des Landes-
sonderzahlungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember
2007 geltenden Fassung keine Sonderzahlungen oder
vergleichbare Leistungen gewährt wurden

a) von einem Arbeitgeber nach Absatz 2 Buchst. b
oder

b) bei einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die öf-
fentlichen Belangen dient, von einem anderen Ar-
beitgeber, der für den entsprechenden Zeitraum
von einem Dienstherrn nach § 1 Abs. 1 Zuschüsse
zu seinen Personalkosten erhalten hat.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für die Anrechnung von
in einem anderen Amt oder bei einem anderen
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
brachte Zeiten mit einer abgesenkten Bezahlung nach
Absatz 1 oder von Zeiten, in denen ein Arbeitgeber
nach Absatz 3 entsprechend Absatz 1 verfahren ist.

(5) Bei den Berechnungen nach Absatz 1 sind die sich
ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurun-
den und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden.

(6) Zuletzt zugestandene ruhegehaltfähige Dienstbezü-
ge im Sinne von § 5 Abs. 1 des Beamtenversorgungsge-
setzes sind die nicht abgesenkten Dienstbezüge.“

2. § 5 wird aufgehoben.

3. In § 8 wird nach der Angabe „§ 10“ das Wort
„BBesG“ durch die Worte „des Bundesbesoldungsge-
setzes (BBesG)“ ersetzt.

4. In § 11 Abs. 7 werden die Worte „und nach § 7 des
Landessonderzahlungsgesetzes vom 29. Oktober 2003
(GBl. S. 693)“ gestrichen.
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Artikel 3

Änderung des Ministergesetzes

Das Ministergesetz in der Fassung vom 20. August 1991
(GBl. S. 533, ber. S. 611), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 9. Dezember 2003 (GBl. S. 718), wird wie folgt
geändert:

In § 16 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „sowie der
Grundbetrag nach § 5 des Landessonderzahlungsgeset-
zes“ gestrichen.

Artikel 4

Änderung der Leistungsprämien- 
und -zulagenverordnung

Die Leistungsprämien- und -zulagenverordnung vom 
30. März 1998 (GBl. S. 215), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 26. Juni 2001 (GBl. S. 460), wird wie folgt
geändert:

In § 2 Abs. 6 Satz 2 werden die Worte „gehören nicht zu
den Bezügen im Sinne des § 6 Abs. 1 des Sonderzuwen-
dungsgesetzes und“ gestrichen.

Artikel 5

Änderung der Verordnung über die Gewährung von 
Unterhaltsbeihilfen an Rechtsreferendare

§ 1 der Verordnung des Finanzministeriums über die Ge-
währung von Unterhaltsbeihilfen an Rechtsreferendare
vom 29. Juni 1998 (GBl. S. 398), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 6. Oktober 2003 (GBl. S. 706), wird
wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „887,88 Euro“
durch den Betrag „919,32 Euro“ ersetzt.

2. In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezember
2003“ durch die Angabe „1. Januar 2008“ ersetzt und
nach der Angabe „Anwärtergrundbetrag“ die Angabe
„der Anlage VIII des Bundesbesoldungsgesetzes“ ge-
strichen.

3. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Daneben wird ein Familienzuschlag in ent -
sprechender Anwendung der Regelungen zum Fami -
lienzuschlag eines Richters der Besoldungsgruppe R 1
gewährt.“

4. In Absatz 3 werden die Worte „wie Sonderzahlungen
oder vermögenswirksame Leistungen“ gestrichen.
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Artikel 6

Schlussvorschriften

§ 1

Wegfall der Übergangsvorschrift 
für Anwärterbezüge

§ 82 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung vom
6. August 2002 (BGBl. I. S. 3022) ist nicht mehr anzu-
wenden.

§ 2 

Besoldungsdurchschnitt

Bei der Fortschreibung der Besoldungsdurchschnitte
nach § 11 Abs. 7 des Landesbesoldungsgesetzes für das
Jahr 2008 sind die Verminderungen der monatlichen
Sonderzahlungen durch Artikel 4 des Haushaltsstruktur-
gesetzes 2007 vom 12. Februar 2007 (GBl. S. 105) zu
berücksichtigen.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt das Landessonderzahlungsgesetz vom 29. Okto-
ber 2003 (GBl. S. 693), zuletzt geändert durch Artikel 4
des Gesetzes vom 12. Februar 2007 (GBl. S. 105), außer
Kraft.
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Anlage 1b
(zu Artikel 1, § 5 Abs. 1)

Gültig ab 1. Januar 2008

Besoldungs-
gruppe

B 1 5196,09

B 2 6044,72

B 3 6403,98

B 4 6780,26

B 5 7211,96

B 6 7619,63

B 7 8016,19

B 8 8429,50

B 9 8942,69

B 10 10536,34

B 11 10947,08

Besoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 1c
(zu Artikel 1,  § 5 Abs. 1)

Gültig ab 1. Januar 2008

Besoldungs-
gruppe W 1 W 2 W 3

3600,55 4113,02 4994,39

(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
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Anlage 1g
(zu Artikel 1, § 5 Abs. 1)

Gültig ab 1. Januar 2008

A 2 bis A 4

A 5 bis A 8

A 9 bis A 11

A 12

A 13

Bundesbesoldungsordnungen A und B)
oder R 1  

(Nummer 27 Abs.1 Buchst. c der Vorbemerkungen zu den

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

749,66

864,54

915,90

1048,89

1079,14

1112,37A 13 mit Zulage
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Anlage 1h 
(zu Artikel 1, § 5 Abs. 2) 

 

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen 
nach bisherigem Bundesrecht  

(Monatsbeträge) 
- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen - 

 
gültig ab 1. Januar 2008 

 
 
Dem Grunde nach geregelt in       Betrag in Euro 
            Vomhundert, Bruchteil 
 
Bundesbesoldungsgesetz 
 
§ 48 Abs. 2          bis zu  102,26 
§ 78            bis zu    79,89 
 
Bundesbesoldungsordnungen A und B 
V o r b e m e r k u n g e n  
 
 
Nummer 6  Zulage für Beamte als fliegendes Personal 
Absatz 1  Buchstabe b          383,48 

Buchstabe c          306,78 
 
Absatz 4  Buchstabe b          191,75 

Buchstabe c          153,39 
 
 
Nummer 6 a Zulage für Beamte als Nachprüfer von Luftfahrtgerät  106,52 
 
 
Nummer 8  Zulage für Beamte bei Sicherheitsdiensten 

A 2 bis A 5          119,84 
A 6 bis A 9          159,79 
A 10 und höher          199,73 
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Nummer 9  Zulage für Beamte mit vollzugspolizeilichen Aufgaben 
   Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit von 
   einem Jahr            66,35 
   zwei Jahren          132,69 
 
Nummer 10 Zulage für Beamte der Feuerwehr 
Absatz 1  Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit von 
   einem Jahr            66,35 
   zwei Jahren          132,69 
 

Nummer 12 Zulage für Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen    99,51 

   und Psychiatrischen Krankenanstalten 

 

Nummer 21  Zulage für Leiter von unteren Verwaltungsbehörden und 187,65 

   Leiter von allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen 

 

Nummer 25 Zulage für Beamte mit Meisterprüfung oder      39,95 

   Abschlussprüfung als staatlich geprüfter Techniker 

 

Nummer 26 Zulage für Beamte der Steuerverwaltung 
Absatz 1  Die Zulage beträgt für Beamte des 
   mittleren Dienstes           17,76 
   gehobenen Dienstes           39,95 
 
Nummer 27 Allgemeine Stellenzulage 
Absatz 1  Buchstabe a 
    Doppelbuchstabe aa          17,32 
    Doppelbuchstabe bb          67,75 
   Buchstabe b            75,30 
   Buchstabe c            75,30 
 
Absatz 2  Buchstabe a 
    Doppelbuchstabe bb          50,46 
   Buchstabe b und c            75,30 
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Bundesbesoldungsordnungen A und B 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 2        1       32,35 
 
        2       18,47 
 
A 3        1 und 5      59,65 
 
        2       32,35 
 
A 4        1 und 4      59,65 
 
        2       32,35 
 
A 5        3       32,35 
 
        4 und 6      59,65 
 
A 6        6       32,35 
 
A 7        5     50 % des jeweiligen 

Unterschied betra-
ges zum Grundge-
halt der Besol-
dungsgruppe A 8 

 
A 9        2, 3 und 6      240,82 
 
        7     8 % des Endgrund-

gehalts der Besol-
dungsgruppe A 9 

 
A 12        7 und 8      139,88 
 
A 13        7       167,79 
 
        11, 12 und 13     244,73 

s
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A 14        5       167,79 
 
A 15        7       167,79 
 
 
 
Bundesbesoldungsordnung R 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 4  Zulage für Richter als Referenten für die       39,95 
   freiwillige Gerichtsbarkeit 
 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
R 1        1 und 2      185,51 
 
R 2         3 bis 8 und 10     185,51 
 
R 3         3        185,51 
 
 
 
Bundesbesoldungsordnung W 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 1  Zulage bei der ersten Verlängerung des     270,84 
Absatz 3  Beamtenverhältnisses auf Zeit 
 
 
Nummer 2  Professor - Richterzulage  
 
wenn ein Amt ausgeübt wird 
der Besoldungsgruppe R 1          214,11 
der Besoldungsgruppe R 2          239,67 
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Bundesbesoldungsordnung C 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 2 b Allgemeine Stellenzulage         75,30 
 
 
Nummer 5  Professor - Richterzulage  
 
wenn ein Amt ausgeübt wird 
der Besoldungsgruppe R 1          214,11 
der Besoldungsgruppe R 2          239,67 
 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
C 2        1       108,67 
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Anlage 1i 
(zu Artikel 1, § 5 Abs. 3) 

 
Anlage II 

(zu § 15 LBesG) 
 

Amtszulagen und Stellenzulagen 
(Monatsbeträge) 

- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen - 
 

gültig ab 1. Januar 2008 
 

Anhang zu den Landesbesoldungsordnungen 
 
Dem Grunde nach geregelt in       Betrag in Euro 
            Vomhundert, Bruchteil 
 
Landesbesoldungsordnungen A und B  
V o r b e m e r k u n g e n  
 
Nummer 8                38,81 
 
Nummer 10               79,89 
 
Nummer 14             121,56 
 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 4        1         32,35 
 
A 5        1         32,35 
 
A 8        1       112,95 
 
A 9        2       240,82 
 
        4       112,95 
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A 10        2         88,08 
 
        3     8% des Endgrund- 
             gehalts der Besol- 
             dungsgruppe A 10 
 
A 11        1     8% des Endgrund- 
             gehalts der Besol- 
             dungsgruppe A 11 
 
        4       167,79 
 
A 13        6       167,79 
 
        7         79,89 
 
A 14        1 und 3      167,79 
 
        4         79,89 
 
        5       246,68 
 
A 15        1       167,79 
 
        5       279,60 
 
        6       111,86 
 
        7       350,99 
 
        8       437,96 
 
Landesbesoldungsordnung R 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
R 1        1       185,51 
 
R 2         1       185,51 
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Anhang zu den Landesbesoldungsordnungen A, B und R 
(Künftig wegfallende Ämter) 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 9        1       240,82 
 
A 13        2       167,79 
 
A 14        1       167,79 
 
A 15        1       111,86 
 
        2       167,79 
 
B 3        1       223,68 
 
R 1        1         92,81 
 
        2       185,51 
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Anlage 2b
(zu Artikel 1, § 9 Abs. 1)

Gültig ab 1. November 2008

Besoldungs-
gruppe

B 1 5268,84

B 2 6129,35

B 3 6493,64

B 4 6875,18

B 5 7312,93

B 6 7726,30

B 7 8128,42

B 8 8547,51

B 9 9067,89

B 10 10683,85

B 11 11100,34

Besoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 2c
(zu Artikel 1, § 9 Abs. 1)

Gültig ab 1. November 2008

Besoldungs-
gruppe W 1 W 2 W 3

3650,96 4170,60 5064,31

(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
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Anlage 2g
(zu Artikel 1, § 9 Abs. 1)

A 2 bis A 4

A 5 bis A 8

A 9 bis A 11

A 12

A 13

Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
oder R 1  

(Nummer 27 Abs.1 Buchst. c der Vorbemerkungen zu den

Gültig ab 1. August 2008

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Grundbetrag

760,16

876,64

928,72

1063,57

1094,25

1127,94

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Zulage
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Anlage 2h  
(zu Artikel 1, § 9 Abs. 2) 

 
Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen 

nach bisherigem Bundesrecht  
(Monatsbeträge) 

- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen - 
 

gültig ab 1. August 2008 für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 9 
gültig ab 1. November 2008 für die übrigen Besoldungsgruppen 

 
Dem Grunde nach geregelt in       Betrag in Euro 
            Vomhundert, Bruchteil 
 
Bundesbesoldungsgesetz 
 
§ 48 Abs. 2          bis zu   102,26 
§ 78            bis zu    79,89 
 
Bundesbesoldungsordnungen A und B 
V o r b e m e r k u n g e n  
 
 
Nummer 6  Zulage für Beamte als fliegendes Personal 
Absatz 1  Buchstabe b          383,48 

Buchstabe c          306,78 
 
Absatz 4  Buchstabe b          191,75 

Buchstabe c          153,39 
 
 
Nummer 6 a Zulage für Beamte als Nachprüfer von Luftfahrtgerät  106,52 
 
 
Nummer 8  Zulage für Beamte bei Sicherheitsdiensten 

A 2 bis A 5          119,84 
A 6 bis A 9          159,79 
A 10 und höher          199,73 
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 - 2 -

 
Nummer 9  Zulage für Beamte mit vollzugspolizeilichen Aufgaben 
   Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit von 
   einem Jahr            66,35 
   zwei Jahren          132,69 
 
Nummer 10 Zulage für Beamte der Feuerwehr 
Absatz 1  Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit von 
   einem Jahr            66,35 
   zwei Jahren          132,69 
 
Nummer 12 Zulage für Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen    99,51 
   und Psychiatrischen Krankenanstalten 
 
Nummer 21  Zulage für Leiter von unteren Verwaltungsbehörden und 190,28 
   Leiter von allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen 
 
Nummer 25 Zulage für Beamte mit Meisterprüfung oder      39,95 
   Abschlussprüfung als staatlich geprüfter Techniker 
 
Nummer 26 Zulage für Beamte der Steuerverwaltung 
Absatz 1  Die Zulage beträgt für Beamte des 
   mittleren Dienstes           17,76 
   gehobenen Dienstes           39,95 
 
Nummer 27 Allgemeine Stellenzulage 
Absatz 1  Buchstabe a 
    Doppelbuchstabe aa          17,56 
    Doppelbuchstabe bb          68,70 
   Buchstabe b            76,35 
   Buchstabe c            76,35 
 
Absatz 2  Buchstabe a 
    Doppelbuchstabe bb          51,17 
   Buchstabe b und c            76,35 
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 - 3 -

Bundesbesoldungsordnungen A und B 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 2        1       32,80 
 
        2       18,47 
 
A 3        1 und 5      60,49 
 
        2       32,80 
 
A 4        1 und 4      60,49 
 
        2       32,80 
 
A 5        3       32,80 
 
        4 und 6      60,49 
 
A 6        6       32,80 
 
A 7        5     50 % des jeweiligen 

   Unterschied betra-
ges zum Grundge-
halt der Besol- 

             dungsgruppe A 8 
 
A 9        2, 3 und 6      244,19 
 
        7     8% des Endgrund- 
             gehalts der Besol- 
             dungsgruppe A 9 
 
A 12        7 und 8      141,84 
 
A 13        7       170,14 
 
        11, 12 und 13     248,16 
 
 

s
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 - 4 -

A 14        5       170,14 
 
A 15        7       170,14 
 
 
 
Bundesbesoldungsordnung R 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 4  Zulage für Richter als Referenten für die       39,95 
   freiwillige Gerichtsbarkeit 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
R 1        1 und 2      188,11 
 
R 2         3 bis 8 und 10     188,11 
 
R 3         3        188,11 
 
 
 
Bundesbesoldungsordnung W 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 1  Zulage bei der ersten Verlängerung des     270,84 
Absatz 3  Beamtenverhältnisses auf Zeit 
 
Nummer 2  Professor - Richterzulage  
 
wenn ein Amt ausgeübt wird 
der Besoldungsgruppe R 1          214,11 
der Besoldungsgruppe R 2          239,67 
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 - 5 -

Bundesbesoldungsordnung C 
V o r b e m e r k u n g e n 
 
Nummer 2 b Allgemeine Stellenzulage         76,35 
 
Nummer 5  Professor - Richterzulage  
 
wenn ein Amt ausgeübt wird 
der Besoldungsgruppe R 1          214,11 
der Besoldungsgruppe R 2          239,67 
 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
C 2        1       108,67 
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Anlage 2i  
(zu Artikel 1, § 9 Abs. 3) 

 
Anlage II 

(zu § 15 LBesG) 
 

Amtszulagen und Stellenzulagen 
(Monatsbeträge) 

- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen - 
 

gültig ab 1. August 2008 für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 9 
gültig ab 1. November 2008 für die übrigen Besoldungsgruppen 

 
Anhang zu den Landesbesoldungsordnungen 

 
Dem Grunde nach geregelt in       Betrag in Euro 
            Vomhundert, Bruchteil 
 
Landesbesoldungsordnungen A und B  
V o r b e m e r k u n g e n  
 
Nummer 8                38,81 
 
Nummer 10               79,89 
 
Nummer 14             121,56 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 4        1         32,80 
 
A 5        1         32,80 
 
A 8        1       114,53 
 
A 9        2       244,19 
 
        4       114,53 
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 - 2 -

 
A 10        2         89,31 
 
        3     8% des Endgrund- 
             gehalts der Besol- 
             dungsgruppe A 10 
 
A 11        1     8% des Endgrund- 
             gehalts der Besol- 
             dungsgruppe A 11 
 
        4       170,14 
 
A 13        6       170,14 
 
        7         79,89 
 
A 14        1 und 3      170,14 
 
        4         79,89 
 
        5       250,13 
 
A 15        1       170,14 
 
        5       283,51 
 
        6       113,43 
 
        7       355,90 
 
        8       444,09 
 
Landesbesoldungsordnung R 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
R 1        1       188,11 
 
R 2         1       188,11 
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 - 3 -

 
 
Anhang zu den Landesbesoldungsordnungen A, B und R 
(Künftig wegfallende Ämter) 
 
B e s o l d u n g s g r u p p e   F u ß n o t e 
 
A 9        1       244,19 
 
A 13        2       170,14 
 
A 14        1       170,14 
 
A 15        1       113,43 
 
        2       170,14 
 
B 3        1       226,81 
 
R 1        1         94,11 
 
        2       188,11 
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Die Dienstbezüge der Beamtinnen und Beamten sind durch den Bundesgesetzge-
ber zuletzt mit Wirkung vom 1. August 2004 durch das Gesetz über die Anpas-
sung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 2003/2004 vom
10. September 2003 (BGBl. I S. 1798) allgemein linear angepasst worden. Die
Gesetzgebungszuständigkeit für die Besoldung und Versorgung der (ehemaligen)
Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter des Landes, der Beamtinnen und
Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent -
lichen Rechts ist im Zusammenhang mit der Föderalismusreform durch das Ge-
setz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2034) mit
Wirkung vom 1. September 2006 auf das Land übergegangen. 

Im Tarifbereich des öffentlichen Dienstes erhöhen sich nach dem Tarifergebnis
vom 19. Mai 2006 die Bezüge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Lan-
des zum 1. Januar 2008 um 2,9 %. Ausgehend von diesem Tarifergebnis sieht der
Gesetzentwurf eine Anpassung der Besoldungsbezüge im Jahr 2008 um ebenfalls
insgesamt 2,9 % vor. Abweichend vom Tarifbereich erfolgt die Erhöhung der
Dienstbezüge in zwei Stufen. In einem ersten Schritt werden die Bezüge im Be-
soldungsbereich zum 1. Januar 2008 um 1,5 % angehoben; in einem zweiten
Schritt erfolgt eine Erhöhung um 1,4 % zum 1. August 2008 für die Besoldungs-
gruppen A 2 bis A 9 sowie den Anwärterbereich bzw. zum 1. November 2008 für
die übrigen Besoldungsgruppen. Die Versorgungsbezüge werden gleichzeitig mit
den Besoldungsbezügen mit den gleichen Sätzen angehoben. 

Des Weiteren werden mit diesem Gesetzentwurf die verbliebenen Sonderzahlun-
gen in die Besoldung und Versorgung integriert. Im Übrigen enthält der Gesetz-
entwurf lediglich redaktionelle Folgeänderungen. 

Im Einzelnen handelt es sich um Folgendes:

1. Integration der Sonderzahlung in die Besoldung und Versorgung: 

Im Haushaltsstrukturgesetz 2007 vom 12. Februar 2007 (GBl. S. 105) wurden die
Bemessungssätze für die Sonderzahlungen von 5,33 auf 4,17 Prozent für die Be-
amtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter (Landesanteil Besoldung) ab 
1. Januar 2008 und für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
ger von 4,58 auf 2,5 Prozent (Landesanteil Versorgung) ab 1. April 2007 gekürzt.
Die verbleibenden Sonderzahlungen werden ab 1. Januar 2008 mit 4,17 Prozent
in die Besoldung integriert. Durch einen Faktor wird sichergestellt, dass die Son-
derzahlungen nur in Höhe von 2,5 Prozent Bestandteil der Versorgungsbezüge
werden. In diesem Prozentsatz ist ein Beitrag für Pflegeleistungen in Höhe von
0,75 Prozent mindernd berücksichtigt.

2. Lineare Anpassung der Besoldung und Versorgung:

Die linearen Anpassungen erfolgen wie folgt:

– 1,5 % ab 1. Januar 2008 für alle Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Rich-
ter,

– 1,4 % ab 1. August 2008 für die Beamtinnen und Beamten in den Besoldungs-
gruppen A 2 bis A 9 sowie die Anwärterinnen und Anwärter,

– 1,4 % ab 1. November 2008 für die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und
Richter in den übrigen Besoldungsgruppen.
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Die linearen Anpassungen gelten für die Beamtinnen und Beamten des Landes,
der Kommunen und des sonstigen außerstaatlichen Bereichs, die Richterinnen
und Richter des Landes sowie die entsprechenden Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger.

3. Kosten

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen führen beim Land im Jahr 2008 zu
Personalmehrkosten in Höhe von 174 Mio. Euro. Die Mehrausgaben sind im
Staatshaushaltsplan für das Jahr 2008 enthalten und in der Mittelfristigen Finanz-
planung bis 2010 berücksichtigt.

Die Mehrkosten bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts betragen rd. 27 Mio.
Euro im Jahr 2008.

B. Einzelbegründung

Artikel 1 (Gesetz zur Integration der Sonderzahlungen und zur Anpassung der
Besoldung und Versorgung 2008)

1. Abschnitt (Allgemeine Vorschriften)

Zu § 1 (Geltungsbereich)

Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes und den Empfängerkreis.
Der Geltungsbereich entspricht dem des bisherigen Landessonderzahlungsgesetzes.

Zu § 2 (Regelungsinhalt)

§ 2 fasst den Regelungsinhalt des Gesetzes in einem Satz zusammen. Dadurch soll
das Verständnis des Gesetzes erleichtert werden.

2. Abschnitt (Integration der Sonderzahlungen und Anpassung der Bezüge zum 
1. Januar 2008)

Zu § 3 (Integration der Sonderzahlungen)

Zu Absatz 1

Die Sonderzahlungen werden bislang in Baden-Württemberg neben den Dienst-
und Anwärterbezügen als Landesanteil Besoldung gesondert gezahlt. Die Bemes-
sungssätze betragen nach dem Landessonderzahlungsgesetz in der Fassung von
Artikel 4 des Haushaltsstrukturgesetzes 2007 vom 12. Februar 2007 (GBl. S. 105)
für den Familienzuschlag 7,19 % und ab 1. Januar 2008 für die übrigen in § 5 Abs. 1
des Landessonderzahlungsgesetzes genannten Bezüge 4,17 %. § 3 Abs. 1 des Ge-
setzentwurfs regelt die Integration der Sonderzahlungen in die einzelnen Besol-
dungsbestandteile, die nach dem bisherigen Landessonderzahlungsgesetz Bemes-
sungsgrundlagen für die Sonderzahlungen waren. Dadurch erhöhen sich der Fami-
lienzuschlag grundsätzlich um 7,19 % und die übrigen in Absatz 1 genannten Be-
soldungsbestandteile um 4,17 %. Die Sonderzahlungen werden dadurch Elemente
dieser Besoldungsbestandteile; die Sonderzahlung insgesamt hört gleichzeitig auf,
als bislang selbständiger zur Besoldung gehörender sonstiger Bezug zu existieren.
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Zu Absatz 2

Bei dieser Regelung handelt es sich um eine Folgeänderung. Denn die Integration
der verbliebenen Sonderzahlungen in Höhe von 4,17 % eines Monatsbezugs in die
Besoldung würde ohne eine Anpassung zu einer Erhöhung der Versorgung um
den Landesanteil Besoldung führen. Stattdessen sollen die Bezüge der Versor-
gungsempfänger – der bisherigen Rechtslage entsprechend – lediglich um den
ehemaligen Landesanteil Versorgung in Höhe von 30 % (= 2,5 % eines Monatsbe-
zugs auf ein Jahr umgerechnet) angehoben werden. Um dies zu gewährleisten,
werden die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um den Faktor 0,984 angepasst. Dies
gilt auch in den Fällen der §§ 53 bis 56 des Beamtenversorgungsgesetzes 
(BeamtVG) in der Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 323) bei der Berech-
nung der Höchstgrenzen. 

Zu Absatz 3

Diese Vorschrift nimmt Empfängerinnen und Empfänger von Übergangsgeld
nach §§ 47 und 47 a BeamtVG von der durch die Integration der Sonder zahlungen
bedingten Anpassung der Bezüge aus. Daher ist ein Anpassungsfaktor von 0,96
anstatt von 0,984 (vgl. Absatz 2) erforderlich. Gleiches gilt für die Empfängerin-
nen und Empfänger eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Diszi -
plinarentscheidung, sofern sich dieser – entsprechend dem Übergangsgeld nach
§§ 47 und 47 a des Beamtenversorgungsgesetzes – in einem Vomhundertsatz der
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. 

Auch dies ist eine Folgeänderung, weil die betreffenden Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger bisher keine Sonderzahlungen erhalten haben.

Zu Absatz 4

Diese Rechtsvorschrift entspricht der Rundungsregelung in § 3 Abs. 7 des Bun-
desbesoldungsgesetzes. 

Zu Absatz 5

Der Einbau der Sonderzahlungen führt im Ergebnis nicht zu einer Erhöhung der
laufenden Bezüge. Die Integration der Sonderzahlungen darf daher zu keinem
Abbau von Ausgleichs- und Überleitungszulagen (§ 13 Abs. 4 BBesG) führen. Er
bewirkt daher auch keine weitere Verminderung der Versorgungsbezüge nach 
§ 69 e des Beamtenversorgungsgesetzes und lässt den Kürzungsbetrag nach § 57
Abs. 2 des Beamtenversorgungsgesetzes sowie den Ausgleich nach Artikel 2 § 2
des 2. Haushaltsstrukturgesetzes unberührt.

Zu § 4 (Anpassung der Besoldung)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt den prozentualen Erhöhungssatz und den Erhöhungszeit-
punkt für die erste Stufe der allgemeinen Besoldungsanpassung im Jahr 2008 im
Land Baden-Württemberg. 

Zu Absatz 2

Die lineare Anpassung der Sätze der Mehrarbeitsvergütungsverordnung (§ 4) so-
wie der Beträge nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 (bestimmte Fälle des Dienstes zu ungüns -
tigen Zeiten) und des § 17 (Pflege von Schwerbrandverletzten) der Erschwernis-
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zulagenverordnung erfolgt aus Gründen der Verwaltungsökonomie in vollem Um-
fang (2,9 %) zum 1. Januar 2008. Die Anpassung nur zu einem Zeitpunkt bei meh-
reren Anpassungen innerhalb eines Jahres entspricht der Verfahrensweise bei bis-
herigen linearen Anpassungen in diesem Bereich. Die Anpassung beschränkt sich
zudem allein auf die Sätze, die schon bisher regelmäßig linear angepasst wurden.

Zu Absatz 3 

Vgl. die Begründung zu § 3 Abs. 4.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift regelt die Reihenfolge der Maßnahmen zum 1. Januar 2008. Zuerst
erfolgt die Integration der Sonderzahlungen in die Bezügebestandteile, sodann auf
dieser Basis die erste Stufe der linearen Anpassung.

Zu Absatz 5

Dieser Absatz soll gewährleisten, dass bei aufzehrbaren Ausgleichs- und Über -
leitungszulagen nicht nur die lineare Anpassung, sondern gleichzeitig auch die In-
tegration der Sonderzahlungen mit den durch das Haushaltsstrukturgesetz 2007
reduzierten Beträgen in die Berechnung des Unterschiedsbetrages eingeht. Die In-
tegration soll zu keiner Aufzehrung führen.

Zu § 5 (Maßgebliche Beträge ab 1. Januar 2008)

Zu den Absätzen 1 bis 3

Die ab dem 1. Januar 2008 nach der Integration der Sonderzahlungen und der li-
nearen Anpassung gültigen Beträge ergeben sich für 

– die Grundgehaltstabellen der Besoldungsordnungen A, B, W, R und C aus den
Anlagen 1 a bis 1 e, 

– den Familienzuschlag aus der Anlage 1 f, 

– die Anwärtergrundbeträge aus der Anlage 1 g,

– die Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen und Vergütungen nach der bisheri-
gen Anlage IX zum Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) aus der Anlage 1 h und

– die Amtszulagen und Stellenzulagen nach der Anlage II zum Landesbesol-
dungsgesetz (LBesG) aus der Anlage 1 i

zu diesem Gesetzentwurf. 

Zu Absatz 4 und 5

Die ab dem ab 1. Januar 2008 nach der linearen Anpassung um 2,9 % (vgl. § 4
Absatz 2) gültigen Beträge nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 und § 17 der Erschwerniszu-
lagenverordnung sowie des § 4 der Mehrarbeitsvergütungsverordnung ergeben
sich aus dieser Gesetzesnorm.

Zu den Absätzen 6 bis 8

Die Stellenzulagen nach der Hochschulleitungs-Stellenzulagenverordnung
(HStZulV), der Lehrkräftezulagenverordnung und der Theaterbetriebszulagen-
verordnung (ThZulVO) sind bislang Bemessungsgrundlage der Sonderzahlungen.
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Der darauf entfallende Anteil ist daher in die Stellenzulagen zu integrieren. Die
Änderung der Beträge beschränkt sich ausschließlich auf die Integration der Son-
derzahlungen. Eine lineare Anpassung dieser Beträge erfolgt nicht.

Zu § 6 (Erhöhungsbeträge zur Vollstreckungsvergütungsverordnung)

Der ruhegehaltfähige Teil der Vollstreckungsvergütung gehörte bislang zur Be-
messungsgrundlage der Sonderzahlungen. Wegen der Aufhebung des Landesson-
derzahlungsgesetzes wird dieser Teil innerhalb der Vollstreckungsvergütung wei-
tergeführt. Die Erhöhungsbeträge sind nicht ruhegehaltfähig.

Zu § 7 (Anpassung der Versorgung)

Die Vorschrift beinhaltet die lineare Erhöhung der Versorgungsbezüge um 1,5 %
ab 1. Januar 2008. Dies führt gemäß § 69 e Abs. 3 BeamtVG zur Anwendung des
Anpassungsfaktors von 0,97833.

Um zudem die durch die Integration der Sonderzahlungen bedingte Anpassung
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gemäß § 3 Abs. 2 und 3 fortzuschreiben, sind
auch die entsprechenden Faktoren (0,984 und 0,96) bei jeder Erhöhung der Ver-
sorgung anzuwenden.

3. Abschnitt (Weitere Anpassung der Bezüge im Jahr 2008)

Zu § 8 (Weitere Anpassung der Besoldung)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt den prozentualen Erhöhungssatz für die zweite Stufe der
allgemeinen Besoldungsanpassung im Jahr 2008. Für die Beamtinnen und Beamte
in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 9 und für die Anwärterinnen und Anwärter er-
folgt die Erhöhung zum 1. August 2008. Für die Richterinnen und Richter sowie die
übrigen Besoldungsgruppen erfolgt die Erhöhung zum 1. November 2008.

Zu Absatz 2

Vgl. die Begründung zu § 3 Abs. 4.

Zu Absatz 3

Die weitere lineare Anpassung erfolgt auf der Basis der linear zum 1. Januar 2008
erhöhten Beträge. 

Zu § 9 (Maßgebliche Beträge nach der weiteren Anpassung der Besoldung)

Zu den Absätzen 1 bis 3

Die ab dem 1. August 2008 bzw. dem 1. November 2008 nach der weiteren linea-
ren Anpassung gültigen Beträge ergeben sich für 

– die Grundgehaltstabellen der Besoldungsordnungen A, B, W, R und C aus den
Anlagen 2 a bis 2 e, 

– den Familienzuschlag aus der Anlage 2 f, 

– die Anwärtergrundbeträge aus der Anlage 2 g,
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– die Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen und Vergütungen nach der bisheri-
gen Anlage IX zum Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) aus der Anlage 2 h und

– die Amtszulagen und Stellenzulagen nach der Anlage II zum Landesbesol-
dungsgesetz (LBesG) aus der Anlage 2 i

zu diesem Gesetzentwurf. 

Zu § 10 (Weitere Anpassung der Versorgung)

Die Vorschrift regelt die weitere lineare Erhöhung der Versorgungsbezüge um 
1,4 % zum 1. August 2008 (für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger des Landes und der Kommunen der Besoldungsgruppen A 2 bis A 9)
und zum 1. November 2008 (für die übrigen Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger des Landes und der Kommunen). Dies führt gemäß § 69 e
Abs. 3 BeamtVG jeweils zur Anwendung des Anpassungsfaktors von 0,97292.

Um zudem die durch die Integration der Sonderzahlungen bedingte Anpassung
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gemäß § 3 Abs. 2 und 3 fortzuschreiben, sind
auch die entsprechenden Faktoren (0,984 und 0,96) bei jeder Erhöhung der Ver-
sorgung anzuwenden.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Regelung führt die bisher in § 1 a des Landessonderzahlungsgesetzes enthal -
tene Bestimmung, wonach ab dem Jahre 2005 eingestellte Beamte höherer Besol-
dungsgruppen für die Dauer von 3 Jahren keine Sonderzahlungen erhalten sollen,
in anderer Form weitgehend wirkungsgleich fort.

Zu Absatz 1

Der von der Regelung erfasste Personenkreis entspricht der bisherigen Regelung.
Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung werden in die vorgesehene Absen-
kung nur das Grundgehalt und die Amtszulagen einbezogen, nicht jedoch die an-
deren Bezügebestandteile, die zur Bemessungsgrundlage der Sonderzahlungen
gehört haben, wie z. B. der Familienzuschlag.

Zu Absatz 2

Die bislang in § 1 a des Landessonderzahlungsgesetzes in Absatz 2 und Absatz 3
enthaltenen Ausnahmeregeln werden inhaltlich unverändert zusammengefasst.

Zu Absatz 3

Die Regelung stellt sicher, dass die Zeiten ohne Sonderzahlungen nach den bis -
herigen Regelungen auf die Absenkungszeit nach Absatz 1 angerechnet werden.
Sie erfasst nunmehr zusätzlich solche im öffentlichen Interesse ohne Dienstbe -
züge beurlaubte Beamte, die in dieser Zeit bei einem privaten Arbeitgeber be-
schäftigt waren, sofern dieser die Regelungen zur Sonderzahlung entsprechend
angewandt hat und zudem öffentliche Zuschüsse zu seinen Personalkosten erhielt.
Diese Ausweitung ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass der Zuschussgeber,
i. d. R. das Land, die geringeren Personalkosten bei der Bemessung seiner Zu-
schüsse berücksichtigen kann und somit der angestrebte Einsparungserfolg auf
mittelbarem Wege erreicht wird. Hauptanwendungsfall der Ausweitung sind Be-
urlaubungen in den Privatschuldienst.
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Zu Absatz 4

Dieser Absatz weitet die Regelung des Absatzes 3 in entsprechender Weise auf
Zeiten aus, denen bereits eine Absenkung des Grundgehalts nach neuem Recht
zugrunde liegt.

Zu Absatz 5

Vgl. die Begründung zu § 3 Abs. 4. 

Zu Absatz 6

Diese Regelung stellt sicher, dass die Absenkung keine Auswirkung auf die Ver-
sorgung hat.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Der im Land gültige Anrech-
nungsbetrag ergibt sich nunmehr unmittelbar aus der Tabelle zum Familienzu-
schlag.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Artikel 3 (Änderung des Ministergesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Artikel 4 (Änderung der Leistungsprämien- und -zulagenverordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Artikel 5 (Änderung der Verordnung über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen
an Rechtsreferendare)

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen.

Artikel 6 (Schlussvorschriften)

Zu § 1 (Wegfall der Übergangsvorschrift für Anwärterbezüge)

Die Übergangsvorschrift in § 82 des Bundesbesoldungsgesetzes hat für den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes keine praktische Bedeutung mehr. Die verbliebenen
Fälle erhalten ab dem 1. Januar 2008 Anwärterbezüge nach den allgemeinen Re-
gelungen. Die Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung. 
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Zu § 2 (Besoldungsdurchschnitt)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 7 des Landessonderzahlungsgesetzes.
Die Kürzung der Sonderzahlung von 5,33 % auf 4,17 % soll die Besoldungsdurch-
schnitte in der W-Besoldung im Jahr 2008 entsprechend mindern.

Zu § 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes am 1. Ja -
nuar 2008. Die unterschiedlichen Zeitpunkte des Inkrafttretens bei der weiteren li-
nearen Anpassung um 1,4 % zum 1. August und 1. November 2008 ergeben sich
aus § 8 Abs. 1 Satz 2.

Durch die Integration der Sonderzahlungen des Landes in die Besoldung und Ver-
sorgung sowie die Anwärtergrundbeträge ist das Landessonderzahlungsgesetz er-
satzlos aufzuheben. Die weiterhin benötigte Vorschrift des § 1a dieses Gesetzes wird
als neuer § 3a in das Landesbesoldungsgesetz eingefügt (vgl. Artikel 2, Ziffer 1).
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C. Stellungnahmen der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbände und der kommu-
nalen Landesverbände im Verfahren nach § 120 Abs. 3 Landesbeamtengesetz zu wichtigen Fragen
des Gesetzentwurfs

Lfd. 
Nr.  

Verband/ 
Gewerkschaft 

Begehren  Begründung des Begehrens Votum der Landes-
regierung mit Be-
gründung 

1 Beamtenbund 
Baden-Würt-
temberg 

Zusätzliche lineare 
Erhöhung um 2,4% 
für das Jahr 2008 
(im Gesetzentwurf 
sind 2,9% vor-
gesehen  
 
 
 
 
 
 

Grundlegende Änderung 
der Rahmenbedingungen 
nach dem Abschluss der 
Verständigung mit der 
Landesregierung; erheb-
liche Steuermehrein-
nahmen und höhere 
Tarifabschlüsse in der 
Wirtschaft. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Der Gesetzentwurf 
berücksichtigt die 
Verständigung 
zwischen Beamtenbund 
und DGB – Bezirk  
Ba-Wü – in vollem 
Umfang. Weitere 
Erhöhungen sind u.a. 
aufgrund des nach wie 
vor bestehenden 
Konsolidierungsbedarfs 
auf der Ausgabenseite 
des Haushalts und der 
bereits im Jahr 2008 
angestrebten Null-
verschuldung nicht 
möglich.  

2  Amtsangemessene 
Alimentation der 
Beamten mit 3 und 
mehr Kindern  

Umsetzung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts 
durch Erhöhung des 
kinderbezogenen 
Familienzuschlags für  
3. und weitere Kinder. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Diese Problematik wird 
im Rahmen der Dienst-
rechtsreform behandelt.

3  Keine Absenkung 
der Eingangs-
besoldung infolge 
Integration der 
Sonderzahlung 

Der im Landessonder-
zahlungsgesetz vor-
gesehene Ausschluss der 
Sonderzahlung für die 
ersten 3 Jahre ab Bes.Gr.  
A 12/R 1/W 1 soll im 
Hinblick auf die Per-
sonalgewinnung in Kon-
kurrenz zur Wirtschaft 
gestrichen werden. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Die bisherige Regelung 
ist aus finanzwirt-
schaftlichen Gründen 
weiterhin erforderlich. 

)
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4  Umstellung auf 
einheitliche Euro-
beträge (Verzicht 
auf Nachkomma-
stellen bei der Be-
soldung und der 
Mehrarbeitsver-
gütung) 

Verwaltungsvereinfachung, 
einfacher und sinnvoller 
Schritt mit hoher Akzep-
tanz bei den Beschäftigten.  

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Führt zu keiner 
nennenswerten 
Vereinfachung, 
sondern nicht 
quantifizierbaren 
Mehrausgaben.  

5  Anpassung der 
Sätze für Samstags- 
und Nachtarbeit in 
der Erschwernis-
zulagenverordnung 

Weitere Abkoppelung in 
finanzieller Hinsicht. 
Absicht, mehr Beamte 
flexibel und „lage-
orientiert“ einzusetzen, 
wird konterkariert. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Die Sätze wurden 
bisher nicht linear 
erhöht. Strukturelle 
Verbesserungen sind 
im Gesetzentwurf nicht 
vorgesehen. 

6  Anpassung aller 
Stellenzulagen 

Unterlassene Anpassung 
entwertet die Stellen-
zulagen. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Strukturelle Ver-
besserungen sind im 
Gesetzentwurf nicht 
vorgesehen. 

7  Wiederherstellung 
der Ruhegehalt-
fähigkeit der 
Polizeizulage (Vor-
bemerkung Nr. 9 
der BBesO A/B) 

Die Landesregierung hat in 
der Vergangenheit ent-
sprechende Beteuerungen 
abgegeben. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Strukturelle Ver-
besserungen sind im 
Gesetzentwurf nicht 
vorgesehen. 

8  Anpassung der 
Versorgung 

Die zwei linearen Er-
höhungen im Jahr 2008 
sollen wegen der Anwen-
dung des Anpassungs-
faktors nur eine Anpassung 
im Sinne von § 69e Abs. 3 
BeamtVG sein. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Die linearen An-
passungen im Jahr 
2008 sind jeweils 
eigenständige Er-
höhungen der Ver-
sorgung und führen 
deshalb zur Anwen-
dung der Anpassungs-
faktoren nach § 69e 
Abs. 3 BeamtVG; vgl. 
die §§ 7 Abs. 3 und  
10 Abs. 3 des Gesetz-
entwurfs. 
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9 Deutscher Ge-
werkschaftsbund 
Bezirk Baden  
Württemberg 

Lineare Anpassung 
der Besoldung um 
2,9 % bereits zum 
01.01.2008 in 
vollem Umfang 

Inhalts- und zeitgleiche 
Übernahme des Tarifer-
gebnisses für die Beamten; 
Teilhabe der Beamten an 
den erheblichen Steuer-
mehreinnahmen. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 1. 

10  Amtsangemessene 
Alimentation der 
Beamten mit 3 und 
mehr Kindern  

Umsetzung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts 
durch Erhöhung des 
kinderbezogenen Familien-
zuschlags für 3. und 
weitere Kinder. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 2  

11  Wiederherstellung 
der Ruhegehalt-
fähigkeit der 
Polizeizulage (Vor-
bemerkung Nr. 9 
der BBesO A/B) 

Die Zulage ist Teil der 
amtsangemessenen 
Alimentation der Polizei-
vollzugsbeamten. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt.  
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 7. 

12  Anpassung der 
Versorgung 

Die zwei linearen Er-
höhungen im Jahr 2008 
sollen wegen der An-
wendung des Anpassungs-
faktors nur eine Anpassung 
im Sinne von § 69e Abs. 3 
BeamtVG sein. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 8. 

13  Keine Absenkung 
der Eingangs-
besoldung infolge 
Integration der 
Sonderzahlung 

Der im Landessonder-
zahlungsgesetz vorge-
sehene Ausschluss der 
Sonderzahlung für die 
ersten 3 Jahre ab Bes.Gr.  

12/R 1/W 1 soll im Hin-
blick auf die Personal-
gewinnung in Konkurrenz 
zur Wirtschaft gestrichen 
werden. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 3. 

 
 
 
 
 
 

-

.

A 
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Alternativ: 
Berücksichtigung von 
Zeiten des Mutterschutzes, 
der Elternzeit und der 
Pflege von Angehörigen 
bei der 3-Jahresfrist. 
 
 
 
Sicherstellen, dass Re-
ferendare, die im Zeitraum 
von 2004 bis 2007 ihre 
Ausbildung absolviert 
haben, von der Absenkung 
nicht betroffen sind  
[§ 3a Abs. 2 Buchst. c)]. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Es sollen nur aktive 
Dienstzeiten und keine 
sog. Ersatzzeiten an-
gerechnet werden. 
 
Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Referendare (mit 
Ausnahme der Rechts-
referendare) erhalten 
während der Aus-
bildung Anwärter-
bezüge, somit Sonder-
zahlungen und sind als 
solche nicht von der 
Absenkung betroffen. 
 
Bereits in der bis-
herigen Rechtsvor-
schrift ist es der aus-
drückliche Wille des 
Gesetzgebers, dass 
erstmals mit Dienst-
bezügen in das Berufs-
leben eintretende Be-
amte ab der Bes.Gr.  
A 12/R 1/W 1 für ins-
gesamt 3 Jahre keine 
Sonderzahlungen bzw. 
abgesenkte Dienst-
bezüge erhalten sollen   

14 Landkreistag 
Baden-Würt-
temberg 

Wegfall von 
Stellenobergrenzen 
im Landesbe-
soldungsgesetz 

Infolge der Verwaltungs-
reform sind die Stellen-
obergrenzen für Haupt-
straßenmeister und Erste 
Hauptstraßenmeister in den 
Bes.Gr A 9 und A 10 der 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Die Strukturmaßnahme 
erfolgt im Rahmen der 
Dienstrechtsreform. 

.

Landesbesoldungsordnung 
A nicht mehr praktikabel. 
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15 Christlicher 
Gewerkschaftsbund 
Deutschlands 
Landesverband 
Baden-Würt-
temberg 

Angemessene 
Alimentation der 
Beamten ohne 
konkrete prozen-
tuale Forderung 

Die Beamten sollen im 
Hinblick auf die Tarif-
abschlüsse in der Wirt-
schaft angemessen an den 
erheblichen Steuermehr-
einnahmen partizipieren. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Begründung: vgl. lfd. 
Nr. 1  

  Leistungsbezahlung Ausbau der Elemente der 
Leistungsbezahlung. 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt.  
Die Leistungs-
bezahlung wird im 
Rahmen der Dienst-
rechtsreform intensiv 
behandelt. 

Der Gemeindetag und der Städtetag haben dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

. 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


